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Sechsundzwanzigste Verordnung zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 

Vom 8. Oktober 1992 


Auf Grund des § 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 in Verbindung 
mit § 2 Abs. 1, 3 und 4 , der §§ 5 und 7 Abs. 1 und 3 des 
Außenwirtschaftsgesetzes in der im Bundesgesetz- 
blatt Teil III, Gliederungsnummer 7400-1, veröffent- 
lichten bereinigten Fassung, von denen § 27 Abs. 1 
Satz 1 und 2 durch das Gesetz vom 6. Oktober 1980 
(BGBl. I S. 1905) neu gefaßt und § 7 Abs. 3 durch das 
Gesetz vom 20. Juli 1990 (BGBl. I S. 1457) eingefügt 
worden ist, verordnet die Bimdesregienmg: 


Artikel 1 

Die Außenwirtschaftsverordnung vom 18. Dezem- 
ber 1986 (BGBl. I S. 2671), zuletzt geändert durch die 
Verordnung vom 31. Juli 1992 (BAnz. S. 6381), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 5 Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Satz 1 gilt nicht für Waren der Nummern 1C991, 
2A991, 2B115, 2B215, 2B915, 2B929, 2B991, 2D991, 
5A902, 8A991, 9 Al 05, 9A992 und 9A993 der Aus- 
fuhrliste sowie für Datenverarbeitungsprogramme 
(Software)." 

2. § 15 Abs. 6 wird wie folgt gefaßt: 

a) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Im Falle der Ausfuhr von Waren der Kapitel 28 
bis 30, 36 bis 39, 72 bis 76, 81, 84 bis 90, 93 und 98 
des Warenverzeichnisses für die Außenhandels- 
statistik sowie bei der Ausfuhr von Waren der 
Positionen 2612, 2617, 2710, 3206, 3403, 3404, 
4002, 4011, 4015, 4016, 4906, 4911, 6813, 6815, 
6903, 6909, 6914, 7903, 8203, 8207 und 8307 des 
Harmonisierten Systems zur Bezeichnung und 
Kodierung der Waren (HS) hat der Ausführer, 
der das erleichterte Verfahren nach Absatz 5 in 
Anspruch nimmt, die im Laufe eines Monats 
getätigten Ausfuhren bis zum zehnten Tag des 
Folgemonats zu melden. " 

b) Nach Satz 4 wird folgender Satz 5 eingefügt: 

„Die Oberfinanzdirektion kann einzelne Aus- 
führer auf Antrag widerruflich von der Melde- 
pflicht nach Satz 1 für solche Waren befreien, die 
weder im Hinblick auf Ausfuhrbeschränkungen 
noch aus sonstigen Gründen einer besonderen 
Überwachimg bedürfen. " 

3. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird nach der Angabe „5c," 
die Angabe „5d," eingefügt. 

b) Nach Nummer 41 Buchstabe b wird folgender 
Buchstabe c eingefügt: 


„c) Unterlagen zur Fertigung der in §§ 5, 5 a, 5 c 
und 5 d genannten Waren, sofern die Unter- 
lagen in das Wirtschaftsgebiet eingeführt 
worden sind und unverändert durch den 
Einführer wieder in das Versendungsland 
ausgeführt werden; dasselbe gilt, wenn die 
Unterlagen mit Eintragungen ergänzt wor- 
den sind, die weder alleine noch in Verbin- 
dung mit der wiederauszuführenden Unter- 
lage eine Fertigung erlauben, die über die 
vor der Ergänzung bestehende Fertigungs- 
möglichkeit hinausgeht. " 

c) In Absatz 3 Satz 1 und 2 wird die Angabe „oder 
§ 5c Abs. 1" jeweils durch die Angabe „ , § 5c 
Abs. 1 oder § 5d Abs. 1" ersetzt. 

4. In § 38 Abs. 2 wird die Angabe „Nummer 1461" 
ersetzt durch die Angabe „Nummer 9A992". 

5. In Kapitel VIIc wird nach § 69k folgender § 691 
eingefügt: 

.§ 691 

Beschränkungen 

der Europäischen Gemeinschaften 

(1) Die Ausfuhr aller Waren imd Erzeugnisse mit 
Ursprung in oder Herkunft aus der Gemeinschaft 
in die Republiken Bosnien-Herzegowina und 
Kroatien sowie das Gebiet der ehemaligen jugosla- 
wischen Republik Mazedonien bedarf der Geneh- 
migung. Der Genehmigungspflicht unterliegen 
auch Erzeugnisse, die vorübergehend oder im 
Anschluß an eine aktive Veredelimg in der 
Gemeinschaft oder aus einer Freizone der Gemein- 
schaft in ein in Satz 1 aufgeführtes Land oder 
Gebiet ausgeführt werden. 

(2) Die Genehmigung wird unter der Vorausset- 
zung erteilt, daß von den zuständigen Behörden 
der in Absatz 1 genannten Republiken und des dort 
genannten Gebiets, in die die Erzeugnisse ausge- 
führt werden sollen, eine Einfuhrgenehmigung 
ausgestellt worden ist. Die vom Einführer in dem 
jeweiligen Land oder Gebiet oder vom Ausführer 
beantragte Einfuhrgenehmigung wird dem Bun- 
desausfuhramt vorgelegt. 

(3) Die Genehmigungspflicht gilt nicht für 

1. Ausfuhren, die sich aus Verträgen oder Zusatz- 
verträgen ergeben, die vor dem 12. September 
1992 geschlossen wurden, sofern deren Ausfüh- 
rung vor diesem Zeitpunkt begonnen hat und 
die Ausfuhr bis zum 1. November 1992 beendet 
ist; 
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2. Ausfuhren, die Nahrungsmittel oder Waren zum 
Gegenstand haben, welche ausschließlich für 
medizinische Zwecke, für grundlegende huma- 
nitäre Zwecke oder für Tätigkeiten bestimmt 
sind, die im Zusammenhang mit der UNPRO- 
FOR, der Jugoslawien-Konferenz oder der 
Überwachimgskommission der Europäischen 
Gemeinschaft stehen; 

3. Ausfuhren, deren Wert unter 1 000 ECU liegt; 

4. nicht kommerzielle Ausfuhren, insbesondere 
solche im Paket- und Briefpostverkehr sowie 
mitgeführtes Reisegepäck. 

(4) Die Ausfuhrgenehmigung ist auf einem Vor- 
druck, der dem Muster nach Verordnung (EWG/ 
EGKS) Nr. 2725/92 der Kommission der Europäi- 
schen Gemeinschaften vom 18. September 1992 
(ABI. EG Nr, L 276 S. 18) entspricht, zu beantragen 
und zu erteilen. Antragsberechtigt ist nur der 
Ausführer. Die Ausfuhrgenehmigung begleitet die 
ausgeführten Waren bis in das angegebene 
Bestimmungsland oder Bestimmungsgebiet. Die 
dortigen Stellen bestätigen den Wareneingang imd 
senden die Ausfuhrgenehmigimg an das Bundes- 
ausfuhramt ziirück. 


(5) Die Ausfuhrgenehmigung ist auf drei Monate 
befristet. Die Geltungsdauer kann auf Antrag in 
ordnungsgemäß begründeten Fällen verlängert 
oder einmal für insgesamt drei Monate erneuert 
werden. Genehmigungen, die bei Ablauf dieser 
Geltungsdauer nicht in Anspruch genommen wor- 
den sind, sind an die erteilende Behörde zurückzu- 
senden. 

(6) § 18 ist anzuwenden." 

6. In § 70 Abs. 1 wird nach Nummer 9 folgende 
Nummer 10 angefügt: 

„ 10. entgegen § 691 ohne Genehmigung Waren in 
die dort bezeichneten Länder oder das dort 
bezeichnete Gebiet ausführt." 


Artikel 2 

Artikel 1 Nr. 1 und 4 tritt am 1. Januar 1993 in Kraft. 
Im übrigen tritt die Verordnimg am Tage nach der 
Verkündimg in Kraft. 


Bonn, den 8. Oktober 1992 


Der Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Wirtschaft 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Die Sechsundzwanzigste Verordnung zur Änderung 
der Außenwirtschaf tsver Ordnung dient der Umset- 
zung der Ausfuhrgenehmigungspflichten, die nach 
der Verordnung (EWG) Nr. 2656/92 des Rates sowie 
— für den Kohle- und Stahlbereich — nach dem 
Beschluß der im Rat vereinigten Vertreter der Mit- 
gliedstaaten (92/470/EGKS) vom 8. September 1992 
bei Ausfuhren in die Republiken Bosnien-Herzego- 
wina, Kroatien und in das Gebiet der ehemaligen 
jugoslawischen Republik Mazedonien bestehen. Die 
Genehmigungspflichten dienen der Durchführung 
der Verordnung (EWG) Nr. 1432/92 zur Untersagung 
des Handels zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und den Republiken Serbien und Mon- 
tenegro. 

Die EWG -Verordnung ist in der Bundesrepublik 
Deutschland unmittelbar geltendes Recht; die Verord- 
nung zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 
(AWV) hat daher insoweit nur deklaratorische Bedeu- 
tung. In § 70 Abs. 1 Nr. 10 AWV wird für Verstöße 
gegen die Genehmigungspflicht ein Bußgeldtatbe- 
stand neu geschaffen. 

Die Verordnung enthält weiter die auf Grund der 
Neufassimg der Ausfuhrliste (AL), die mit der bevor- 
stehenden Dreiundachtzigsten Verordnung zur Ände- 
rung der AL vorgenommen wird, erforderlichen Fol- 
geänderungen in der AWV. Außerdem wird der 
Umfang der Meldepflichten, die nach § 15 Abs. 6 AWV 
bestehen, verringert. Schließlich wird die Wiederaus- 
fuhr von unveränderten oder nur geringfügig geän- 
derten Fertigungsunterlagen von der Genehmigungs- 
pflicht befreit. 

Die neu eingeführte Genehmigungspflicht karm zu 
geringfügigen, in ihrem Umfang nicht genau abseh- 
baren kostenmäßigen Belastungen für die Wirtschaft 
führen. Die übrigen Änderungen bedingen eine 
geringfügige Entlastung der Wirtschaft. Eine erwäh- 
nenswerte Senkung der Einzelpreise ist davon jedoch 
nicht zu erwarten. Insgesamt dürften die Maßnahmen 
gemessen an den Gesamtkosten der Wirtschaft keine 
meßbaren preislichen Auswirkungen zeitigen. 


B. Im einzelnen 

Zu Artikel 1 

Zu Nummern 1 und 4 

Die Dreiundachtzigste Verordnung zur Änderung der 
Ausfuhrliste führt eine Neufassimg herbei. Teil I 
Abschnitt C wird in Anpassung an internationale 
Vorgaben mit einer geänderten Nomenklatur verse- 
hen, deren Basis die internationale Industriellste (IIL) 


des COCOM ist. Struktur und Gliederung entspre- 
chen der zukünftigen EG -einheitlichen Ausfuhrliste. 

Die Neufassung bedingt Folgeänderungen in § 5 
Abs. 3 und § 38 Abs. 2 AWV. 


Zu Nummer 2 

Die Vorschrift sieht wesentliche Erleichterungen im 
Vergleich zur bisherigen Meldepflicht vor. Durch die 
Neuregelung werden die bislang meldepflichtigen 
Kapitel 26, 27, 31 bis 35, 49, 77 bis 80, 82 und 83 des 
Warenverzeichnisses für die Außenhandelsstatistik 
nicht mehr der Meldepflicht unterworfen. Nur ein- 
zelne, sensitive Positionen des Harmonisierten 
Systems (HS-Positionen) aus den von der Meldepflicht 
künftig befreiten Kapitebi müssen meldepflichtig 
bleiben. 

Für Waren des Kapitels 39 und der Positionen 4002, 
4011, 4015, 4016, 6813, 6815, 6903, 6909 und 6914 
wird die Meldepflicht neu eingeführt. Kapitel 39 und 
die genarmten Positionen umfassen zu einem nicht 
geringen Teil ausfuhrlisten- relevante Erzeugnisse, 
die wegen ihrer Verwendimgsmöglichkeiten als sen- 
sitiv einzustufen sind. 

Bestandteil der Neuregelung in Satz 5 ist ein den 
Oberfinanzdirektionen eingeräumtes Freistellungser- 
messen, nach dem einzelne Ausführer hinsichtlich 
bestimmter Waren von der Überwachimg ausgenom- 
men werden körmen. Die Befreiimg erfolgt nach 
Prüfung im Einzelfall. 


Zu Nummer 3 

Die Buchstaben a und c enthalten Anpassungen an die 
durch die Zwanzigste Verordnung zur Änderung der 
AWV neu aufgenommene Bestimmung des § 5d. 

In Buchstabe b wird die Wiederausfuhr von unverän- 
derten bzw. geringfügig veränderten Fertigungsun- 
terlagen von der Genehmigungspflicht befreit. Damit 
wird z. B. die Rücksendung von Fertigungsunterlagen 
eines ausländischen Unternehmens, werm die Unter- 
lagen zu Prüfzwecken in die Bundesrepublik Deutsch- 
land gesandt wurden, von der Genehnügungspflicht 
befreit. 


Zu Nummer 5 

Die Vorschrift betrifft die durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 2656/92 des Rates vom 8. September 1992 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 
L 266/27) vorgesehene Genehmigimgspflicht für Aus- 
fuhren nach den Republiken Bosnien-Herzegowina 
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und Kroatien und nach dem Gebiet der ehemaligen 
Republik Mazedonien. 

Absatz 1 regelt den Anwendungsbereich der Geneh- 
migungspflicht. Vorübergehende Ausfuhren sind aus- 
drücklich mit in den Anwendungsbereich der Geneh- 
migungspflicht einbezogen. Damit fällt z. B. der pas- 
sive Lohnveredelungsverkehr auch unter die Geneh- 
migungspflicht. 

Absatz 2 nennt als Voraussetzung für die Erteilung der 
Genehmigung das Vorliegen einer entsprechenden 
Einfuhrgenehmigung der zuständigen Behörden des 
Bestimmimgslandes. Die Erteilung der Genehmigung 
entbindet den Ausführer nicht von den Genehmi- 
gungspflichten, die auf Grund anderer Vorschriften 
bestehen. Die Verbote auf Grund des gegen Serbien 
und Montenegro verhängten Handelsembargos blei- 
ben unberührt. 

Absatz 3 enthält vier Ausnahme tatbestände: 

Nummer 1 betrifft Altverträge, mit deren Ausführung 
vor dem 12. September 1992 begormen worden ist. 
Bestimmend für diese Regelung ist der Gesichtspunkt 
des Vertrauensschutzes. Die Ausnahme ist befristet 
bis zum 1. November 1992. 

Nummer 2 betrifft humanitäre Hilfsgüter, medizini- 
sche Versorgungsgegenstände und Nahrungsmittel. 
Der Anwendungsbereich dieser Ausnahmeregelung 
entspricht den in § 69h Abs. 2 Nr. 1, zuletzt geändert 
durch die Fünfundzwanzigste Verordnung vom 
31. Juli 1992 (BAnz. S. 6381), vorgesehenen Gütern. 

Nummer 3 betrifft die Ausfuhr geringwertiger Ware, 
deren Wert 1 000 ECU nicht übersteigt. Die Bezeich- 
nung ECU steht hier für die im Europäischen Wäh- 
rungssystem übliche Währungseinheit (European 
Currency Unit). 


Nummer 4 betrifft nicht kommerzielle Ausfuhren. 
Neben Umzugsgut ist hier an mitgeführtes Reisege- 
päck, private Unterlagen, Beförderungsmittel, Erb- 
schaftsgut, Diplomatengepäck u. ä. gedacht. 

Absatz 4 sieht die Verwendung der in der Verordnung 
der Kommission (EWG) Nr. 2725/92 (ABI. EG Nr. 
L 276/18 vom 18. September 1992) abgedruckten 
Genehmigungsvordrucke vor. 

Absatz 5 regelt die Geltungsdauer der Ausfuhrgeneh- 
migung und eine etwaige Rückgabepflicht. 


Zu Nummer 6 

Die EG-Verordnung 2656/92 verweist zwar ausdrück- 
lich auf die Verordnung (EWG) Nr. 1432/92 des Rates 
vom 1. Juni 1992 zur Untersagimg des Handels der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft mit den Repu- 
bliken Serbien und Montenegro. Die neu eingeführte 
Genehmigungspflicht entspricht aber nicht einer vom 
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen nach Kapi- 
tel VII der Charta beschlossenen wirtschaftlichen 
Sanktionsmaßnahme (vgl. § 34 Abs. 4 AWG). Ein 
Verstoß gegen die Genehmigungspflicht des § 691 
begründet daher für sich genommen keinen Verstoß 
gegen die VN- Sanktionsmaßnahmen. Daher wurde 
ein besonderer Bußgeldtatbestand geschaffen. 


Zu Artikel 2 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten der Bestimmun- 
gen. Die Nummern 1 und 4 treten zeitgleich mit der 
neuen Ausfuhrliste erst zum 1. Januar 1993 in Kraft. 
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